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Abschrift 


An den 

Vorsitzenden des Vermittlungsausschusses 
des Deutschen Bundestages und des Bundesrates 
Herrn Ministerpräsident Dr. Zinn 


Ich beehre mich mitzuteilen, daß der Bundesrat in seiner 176. Sit- 
zung am 3. Mai 1957 beschlossen hat, hinsichtlich des vom Deut- 
schen Bundestag am 12. April 1957 verabschiedeten 

Gesetzes über die Statistik der Bevölkerungs- 
bewegung und die Fortschreibung des 
Bevölkerungsstandes 
- Drucksachen 3335, 3005 - 

zu verlangen, daß der Vermittlungsausschuß gemäß Artikel 77 
Abs. 2 des Grundgesetzes aus folgendem Grunde einberufen wird: 

§ 4 Abs. 1 Nr. 4 erhält folgenden Wortlaut: 

„4. rechtliche Zugehörigkeit oder Nichtzugehörigkeit zu einer Kir- 
che, Religionsgesellschaft oder Weltanschauungsgemeinschaft 
und Staatsangehörigkeit der Ehegatten. 

Begründung 

Die Frage nach der Vertriebenen- (Flüchtlings-) eigenschaft fehlte in 
der Regierungsvorlage, Sie wurde erst auf Grund des Beschlusses des 
Ausschusses für Angelegenheiten der inneren Verwaltung des Bun- 
destages eingefügt. Im Schriftlichen Bericht dieses Bundestagsaus- 
schusses (zu Drucksache 3335) heißt es dazu lediglich, daß der Aus- 
schuß aus „soziologischen Gründen“ vorschlage, die Frage nach der 
Vertriebenen- (Flüchtlings-) eigenschaft aufzunehmen. 

Die Vertriebenen- (Flüchtlings-) eigenschaft der Parteien von Ehe- 
prozessen kann von den Geschäftsstellen des Gerichts nach der der- 
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zeitigen Sachlage statistisch nicht erfaßt werden, da die Gerichts- 
akten nur in Ausnahmefällen hierüber etwas enthalten. Außerdem 
dürfte die statistische Erfassung der Vertriebenen- (Flüchtlings-) 
eigenschaft der Parteien von Eheprozessen im Laufe der Zeit mehr 
und mehr an Interesse verloren haben und noch weiterhin verlieren. 
Deshalb erscheint es notwendig, die Frage nach der Vertriebenen- 
(Flüchtlings-) eigenschaft zu streichen und die Fassung der Regie- 
rungsvorlage wiederherzustellen. Dadurch wird eine unnötige Be- 
lastung der Justizbehörden vermieden. 


gez, Dr. Sieveking 


Bonn, den 3. Mai 1957 


An den Fierrn 

Präsidenten des Deutschen Bundestages 


Vorstehende Abschrift wird mit Bezug auf das dortige Schreiben 
vom 18. April 1957 mit der Bitte um Kenntnisnahme übersandt. 


Dr. Sieveking 



